
Nachlaß vorhanden ist, der über das dem überleben­
den Ehegatten als Voraus Zustehende hinausgeht 
. . .“35 An anderer Stelle wird aber ausdrücklich be­
tont, „daß ein auf erbrechtlicher Grundlage erzielter 
Vermögenszuwachs nicht nur die Entwicklung eines 
jungen Menschen fördern, sondern auch . . . seine Stel­
lung in der Gesellschaft und sein weiteres Fortkommen 
maßgebend beeinflussen kann“36.
Die Reformbedürftigkeit des Erbrechts des nichteheli­
chen Kindes in Westdeutschland wurde, wohl auch mit 
Rücksicht auf die Familiengesetzgebung der DDR, all­
gemein anerkannt37. Mögen auch die Einschätzungen 
der praktischen Bedeutung des Erbrechts des nichtehe­
lichen Kindes widersprüchlich sein, so ist doch festzu­
stellen, daß es gelungen ist, eine system-konforme 
Regelung des Erbrechts des nichtehelichen Kindes zu 
finden.
Mit dem Gesetz liegt eine sozialen Forderungen gerecht 
werdende erbrechtliche Regelung vor, die gleichzeitig 
den Interessen des Privateigentums und seiner Erhal­
tung und Mehrung voll entspricht. Das gilt sowohl für 
den Erbersatzanspruch als auch für den Erbausgleich 
und für die Stundung des Pflichtteils- oder Erbersatz­
anspruchs. Das Erbrecht der nichtehelichen Kinder war 
nicht mehr zu umgehen, und sie werden nun, um es 
vereinfacht und deutlicher auszudrücken, abgefunden. 
Das nichteheliche Kind wird bewußt aus der Erben­
gemeinschaft ausgeschlossen, um einer Zersplitterung 
des Nachlasses entgegenzuwirken und die Konzentra­
tion des Kapitals zu gewährleisten. Es wird ein Erb­
recht gewährt und zugleich dafür Sorge getragen, daß 
das vom Klasseninteresse bestimmte Ziel des Erbrechts, 
nämlich die Macht in der Klasse zu erhalten, nicht be­
einträchtigt wird. „Das Recht der Erbschaft ist nur in­
sofern von sozialer Wichtigkeit, als es dem Erben die 
Macht, welche der Verstorbene während seiner Le­
benszeit ausübte, hinterläßt, nämlich die Macht, ver­
mittels seines Eigentums die Früchte fremder Arbeit 
auf sich zu übertragen . . . Die Erbschaft . . . bezieht 
sich nur auf den Wechsel der Personen, welche jene 
Macht ausüben.“38 Diese Macht soll auch künftig an die 
ehelichen Kinder übergehen, während die nichtehe­
lichen, die ja anderen sozialen Schichten angehören 
können bzw. bewußt in diese eingeordnet werden, von 
diesen Wirkungen des Erbrechts ausgeschlossen bleiben 
sollen.

Zur Anwendung des NeG nach den kollisionsrecht­
lichen Regelungen des EGFGB der DDR

Entsprechend den in den §§ 15 ff. EGFGB enthaltenen 
Regelungen zum Internationalen Familienrecht ist es 
möglich, daß Bestimmungen des NeG in der DDR von 
Gerichten, Staatlichen Notariaten, örtlichen Räten (Re­
ferat Jugendhilfe) u. a. anzuwenden wären. Das könnte 
z. B. dann der Fall sein, wenn der in der DDR woh­
nende Vater eines in Westdeutschland lebenden nicht­
ehelichen Kindes mit Fragen der Anerkennung oder 
der Anfechtung der Vaterschaft oder der Inanspruch­
nahme für Unterhaltszahlung konfrontiert wird, des 
weiteren auch die Mutter dieses Kindes, wenn diese 
mit dem Kind in die DDR übersiedelt. Ebenso sind 
erbrechtliche Fragen in denjenigen Fällen denkbar, in 
denen das in der DDR lebende nichteheliche Kind erb­
rechtliche Ansprüche aus dem NeG gegen den in West­
deutschland wohnenden Vater bzw. gegen dessen Nach­
laß geltend macht. Aber auch die Bestimmungen des 
Erziehungsrechts, zur Vormundschaft, zur Annahme an

35 a. a. o., s. 92.
36 a. a. O., S. 89 f.
37 a. a. O., S. 16 ff. und 89 fl.
38 Marx Engels, Werke, Bd. 16, Berlin 1962, s. 367.

Kindes Statt u. a. gehören zu dem Komplex der von 
Organen der DDR möglicherweise anzuwendenden Re­
gelungen des NeG. Die dabei zu berücksichtigenden 
kollisionsrechtlichen Regelungen des EGFGB (§§ 18, 19, 
20, 21) sind in der Literatur bereits behandelt worden39.
Die Vorschriften des Internationalen Familienrechts 
gehen von der Stellung der DDR als eines souveränen 
Staates aus und anerkennen gleichzeitig entsprechend 
den Prinzipien des Völkerrechts die souveränen Rechte 
anderer Staaten. Sie finden selbstverständlich auch im 
Verhältnis der beiden deutschen Staaten und zur selb­
ständigen politischen Einheit Westberlin Anwendung. 
Die in den §§ 18 bis 21 EGFGB ausgesprochene mög­
liche Anwendung fremden Rechts findet jedoch seine 
Grenze in der Vorbehaltsklausel des § 24 EGFGB, wo­
nach Gesetze anderer Staaten in der DDR dann nicht 
anzuwenden sind, wenn ihre Anwendung mit den 
Grundprinzipien unserer staatlichen Ordnung unver­
einbar ist. Die Nichtübereinstimmung von Vorschriften 
anderer Staaten mit den Bestimmungen des FGB 
schlechthin ist kein Grund dafür, fremdes Recht nicht 
anzuwenden. Auch eine allgemeine Wertung des politi­
schen Inhalts der Gesetze anderer Staaten ist nicht An­
gelegenheit der staatlichen Organe der DDR. „Die An­
wendung des § 24 bedeutet und verlangt deshalb kein 
Werturteil über das betreffende ausländische Gesetz 
durch die Gerichte der DDR. Jeder Staat entscheidet 
selbst über die Prinzipien seiner Gesetzgebung, eine all­
gemeine Wertung dieser Gesetze ist nicht Aufgabe der 
Gerichte der DDR.“40 Zu prüfen ist aber, ob die An­
wendung des fremden Gesetzes in der DDR zu Ergeb­
nissen führen würde, die mit den Grundlagen unserer 
sozialistischen Ordnung unvereinbar sind41.
Für die Anwendung des NeG in der DDR gelten die­
selben Maßstäbe. Dabei ist von Fall zu Fall konkret zu 
prüfen und zu entscheiden, ob es Anwendung findet oder 
nicht. Hier können für die im Einzelfall zu treffende 
Entscheidung lediglich folgende allgemeine Gesichts­
punkte hervorgehoben werden:
— Die in diesem Beitrag enthaltenen kritischen Be­

merkungen zum NeG sollen und dürfen nicht als Be­
gründung für die generelle Nichtanwendbarkeit die­
ses Gesetzes in der DDR angesehen werden. Das 
entspricht den allgemeinen Prinzipien des Interna­
tionalen Privatrechts der DDR und ist auch deshalb 
richtig, weil die Rechtsstellung der Kinder nach der 
neuen Regelung günstiger ist als nach der alten. Im 
Vergleich zur Regelung in der DDR ist sie zwar um 
eine ganze historische Epoche im Rückstand. Doch 
an Gesetze der BRD kann man nicht den Maßstab 
der gesellschaftlichen Verhältnisse und der ihnen 
entsprechenden rechtlichen Regelung in der DDR 
anlegen.

— Es ist zu beachten, daß das NeG keine gesellschaft­
lichen Lösungen für diese Kinder fixiert, sondern 
die Probleme auf Kosten der einzelnen Bürger zu 
lösen sucht. Von daher werden sicher Grenzen in der 
Anwendbarkeit des Gesetzes entsprechend den Prin­
zipien des § 24 EGFGB gegeben sein. Das ist z. B. der 
Fall, wenn steigende Lebenshaltungskosten in der 
BRD — ausgedrückt in der Erhöhung des Regelunter­
halts — auf den in der DDR lebenden Vater abge­
wälzt werden sollen.

— Schließlich wird auch von Fall zu Fall zu beachten 
sein, ob nicht durch die Anwendung von Bestimmun-

39 Vgl. Lübchen, „Neuregelung des Internationalen Familien­
rechts“, NJ 1966 S. 14 fl.; Wiemann, „Bas internationale Fami­
lienrecht des Einführungsgesetzes zum Familiengesetzbuch“, 
Staat und Recht 1966, Heft 3, s. 398 fl.; .FGB-Kommentar, 3. Auf­
lage, Berlin 1970, S. 440 fl. (insbes. Anm. zu §§ 18 bis 21 EGFGB, 
S. 457 fl.).
40 FGB-Kommentar, a. a. O., Anm. 2 zu § 24 EGFGB (S. 471).
41 vgl. FGB-Kommentar, a. a. O., S. 471.
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